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EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
SNB Schweizerische Nationalbank
FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht

DFF Département fédéral des finances
BNS Banque nationale suisse
FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Die Ankündigung der SNB, auf Giroguthaben ab einer gewissen Freigrenze einen Zins
von -0,75% zu erheben, blieb von der nationalen Politik nicht unkommentiert. Knapp
zwei Monate, nachdem die SNB ihre neue Zinspolitik bekanntgegeben hatte, reagierte
die CVP-EVP-Fraktion mit der Einreichung der Motion „Keine Negativzinsen auf
Volksvermögen“. Diese enthielt die Forderung an den Bundesrat, zusammen mit der
SNB dafür zu sorgen, dass „Volksvermögen“ – Pensionskassengelder sowie Guthaben
der Sozialversicherungen – nicht negativ verzinst werden und stattdessen bis auf
Widerruf bei der SNB zum Nulltarif deponiert werden können. Gemäss einreichender
Fraktion sei dies notwendig, weil die institutionellen Anleger in einer Phase mit
Negativzins in risikoreiche Anlageformen getrieben würden, um die Strafzinsen zu
umgehen. Zudem stehe der Staat, der seinen Bürgern das Sparen in Form der
obligatorischen zweiten Säule gewissermassen aufzwinge, in der Verantwortung, dafür
zu sorgen, dass die realen Werte der Sparguthaben erhalten werden könnten. Ebendies
sei jedoch in einem Umfeld mit Negativzinsen gefährdet. In seiner Stellungnahme
äusserte der Bundesrat diverse Bedenken am Inhalt des Vorstosses. Erstens seien die
eingeführten Negativzinsen ein probates Mittel, um einer weiteren Stärkung des
Schweizer Frankens entgegenwirken zu können. Eine Ausnahmeregelung, wie sie die
Initiative forderte, gefährde hingegen die Wirksamkeit dieses geldpolitischen
Instruments. Zudem rief der Bundesrat in Erinnerung, dass die Teuerungsrate im
negativen Bereich lag. Dies war deshalb von Bedeutung, weil dadurch die realen
Sparguthaben trotz Negativzins erhalten werden konnten. Schliesslich erachtete die
Regierung einen gesetzlichen Eingriff auch aus verfassungsrechtlicher Sicht als
problematisch, weil er die geldpolitische Unabhängigkeit und Handlungsfreiheit der
Nationalbank gefährden würde. Die Motion wurde bis zum Jahresende noch nicht in
den Räten behandelt.

MOTION
DATUM: 11.03.2015
NICO DÜRRENMATT

Nationalbank

Ebenfalls weitgehend finanzpolitisch motiviert waren zwei Vorstösse, welche eine
Veräusserung resp. Neubewertung der Goldbestände der Nationalbank verlangten. Die
EVP/LdU-Fraktion regte mit einem Postulat (Po. 94.3279) den sukzessiven Verkauf eines
Teils der Goldreserven (rund die Hälfte der 2600 Tonnen) zugunsten ertragbringender
Wertpapiere an, wobei die anfallenden Einnahmen an die öffentliche Hand
ausgeschüttet werden sollten. Der Bundesrat sprach sich gegen dieses Ansinnen aus.
Erstens hätten Goldreserven als Zahlungsmittel in Kriegssituationen immer noch eine
grosse Bedeutung und zweitens würden Verkaufsaktionen das internationale Vertrauen
in den Schweizer Franken erschüttern und zu höheren Zinssätzen führen. Der
Nationalrat folgte diesen Argumenten und lehnte das Postulat mit 82:23 Stimmen ab.
Spielmann (pda, GE) ging etwas weniger weit und forderte mit seiner Motion
(Mo.93.3636) bloss eine Neubewertung der Aktiven (namentlich der Goldreserven) zu
deren Marktwert. Damit würde seiner Ansicht nach der ausgewiesene Gewinn der
Nationalbank und die an die Kantone und den Bund auszuschüttenden Anteile erhöht.
Der Nationalrat lehnte diesen von Bundesrat Stich ebenfalls bekämpften Vorschlag mit
77:19 Stimmen ab. 1

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER
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Banken

Im Jahr 2010 hatte der Nationalrat einstimmig eine Motion aus der CVP/EVP/glp-
Fraktion angenommen, die vorsah, Regelungen betreffend Rollen und Kompetenzen
der in die UBS/USA-Krise involvierten Bundesbehörden zu schaffen. In der
Zwischenzeit war eine tripartite Vereinbarung zwischen dem EFD, der SNB und der
Finma getroffen worden. In den Augen des Ständerats wurde damit dem Anliegen der
Motion entsprochen. Die Motion wurde deshalb ohne Gegenantrag abgelehnt. 2

MOTION
DATUM: 03.03.2011
FABIO CANETG

1) AB NR, 1995, S. 561 ff.; AB NR, 1995, S. 564 ff.
2) AB SR, 2011, S. 102
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